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SGeſetz⸗ Sammlung 

| für die | er 

Koͤniglichen Preußiſchen Staaten. 
— No. 19. — 


(Ne. 834.) Vertrag zwiſchen Seiner Majeſtaͤt dem Könige von Preußen und Seiner Durch⸗ 
laucht dem ͤͤlteſtregierenden Herzoge zu Anhalt⸗Bernburg, wegen der Verbrauchsſteuern, 
welche an der aͤußern Grenze des Koͤniglich⸗Preußiſchen Gebiets von dem Verkehre des 
darin eingeſchloſſenen fouverainen Herzoglichen Amtes Muͤhlingen erhoben werden, 

D Vom 10ten Oktober und ratiſizirt am 2ten November 1823. 

N 


a die Gefälle, welche dem Koͤniglich⸗Preußiſchen Geſetze vom 26ſten Mai 1818. 
gemäß, auf den aͤußern Grenzen des Staates erhoben werden, auch mehrere in 
demſelben eingeſchlorene ſouveraine Beſttzungen deutſcher Bundesſtagten treffen, 
Seine Majeftät der König von Preußen aber geneigt find, dasjenige Einkommen, 
welches Ihren Kaſſen in Folge dieſes beſondern Verhaͤltniſſes zufließt, den landes⸗ 
herrlichen Kaſſen gedachter Staaten für den Fall uͤberweiſen zu laſſen, daß eine 
gemeinſchaftliche billige Uebereinkunft deshalb getroffen werden konnte; fo haben 
Seine ältefiregierende Herzogliche Durchlaucht zu Anhalt⸗Bernburg Sich zu einer 
ſolchen Uebereinkunft in Ruͤckſicht Ihres von den Koͤniglich⸗Preußiſchen Staaten 
eingeſchloſſenen ſouverainen Amtes Muͤhlingen, unbeſchadet Ihrer landesherrlichen 
Hoheitsrechte P bereit erklärt, und es iſt hierauf zwifchen den Bevollmaͤchtigten bei- 
der Theile, nämlich von Seiten Sr. Mejeftät des Koͤnigs von Preußen, durch Aller⸗ 
hoͤchſt Ihren Geheimen Legationsrath von Buͤlow und von Seiten Sr. Durchl. 
des aͤlteſtregierenden Herzogs zu Anhalt-Bernburg durch Hoͤchſt Ihren Geheimen 
Rath und Regierungs⸗Praͤſidenten von Salmuth, nachſtehender Vertrag verab⸗ 
redet und, unter Vorbehalt der Genehmigung, abgeſchloſſen worden. 

109 Art. Der Betrag des aus den Koͤniglich-Preußiſchen Kaſſen nach 
gegenwaͤrtigem Vertrage an Seine Herzogliche Durchlaucht zu Anhalt-Bernburg 
zu uͤberweiſenden Einkommens ſoll von drei zu drei Jahren in gemeinſamer Ueber⸗ 
einkunft feſtgeſetzt werden. Zur Grundlage dieſer Uebereinkunft ſoll der jedesma⸗ 
lige letztdreijaͤhrige Ertrag des Einkommens an Verbrauchſteuer bei den Koͤnig⸗ 
lichen Zoll- und Steueraͤmtern in den ſieben oͤſtlichen Provinzen des Preußiſchen 
Staats dergeſtalt dienen, daß der Antheil Seiner Herzoglichen Durchlaucht daran 
nach dem Verhaͤltniſſe der Bevoͤlkerung der gedachten ſieben Preußiſchen Provinzen 
zu der Bevölkerung des eingeſchloſſenen ſouverainen Amtes Muͤhlingen berechnet wird. 

Es wird dabei, um die Schwierigkeit der Sonderung der Zollgefaͤlle von 
der Verbrauchſteuer zu beſeitigen, welche letztere nach der dermaligen Erhebungs⸗ 
rolle unter den Eingangs⸗Abgaben mitbegriffen iſt, angenommen, daß die Ver⸗ 
brauchſteuer fünf Achtel des Einkommens an Eingangs⸗, Ausgangs- und Durch⸗ 
gangs-Abgaben zuſammengenommen betrage. i s 

2ter Art. Mit Ruͤckſicht auf die Beſtimmungen im erſten Artikel iſt die 
Summe, welche Seine Herzogliche Durchlaucht bis zum Zuflen Dezember 1824. 
erheben laſſen werden, auf En 

Sechs Hundert Vier und Zwanzig nn Preußiſch Courant 
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Jahrgang 1823. 
(Ausgegeben zu Berlin den 23ſten Dezember 1823.) 


jaͤhr⸗ 
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jährlich feſtgeſetzt, welche in gleichen Quartal⸗Raten in den Monaten Marz, 
Juni, September und Dezember jedesmal mit 5 * 

Ein Hundert Sechs und Funfzig Thalern 4 
bei der Königlichen Negierungs - Haupt: Kaffe zu Magdeburg zur Verfiigung Sei⸗ 
ner Herzoglichen Durchlaucht bereit ſtehen fol. Findet dieſe Zahlung Anftand, fo 
wird folche ſofort auf die davon Herzoglicher Seits gemachte Anzeige von der Koͤ⸗ 
niglichen General⸗Staats⸗Kaſſe in Berlin geleiſtet werden. 
Die beim Abſchluß dieſes Vertrages faͤllige Zahlung wird innerhalb vier Wochen, 
nach erfolgter Genehmigung deſſelben, durch die gedachte General⸗Staatskaſſe geleiſtet. 
Zter Art. Seine Majeftät der König von Preußen und Seine Durchlaucht 
der Herzog zu Anhalt⸗Bernburg verfichern Ihren Unterthanen gegenſeitig den voͤl⸗ 
lig freien und ungeſtoͤrten Verkehr zwiſchen den innerhalb der Preußiſchen Zolllinie 
an den aͤußern Grenzen des Staats belegenen Koͤniglich-Preußiſchen Ländern und 
dem Herzoglichen Amte Muͤhlingen dergeſtalt, daß die von den beiderſeitigen Un⸗ 
terthanen innerhalb des gedachten Bezirks zu verfuͤhrenden Waaren und Erzeugniſſe 
aller Art, uͤberall den eigenen inlaͤndiſchen völlig gleich behe z delt werden ſollen. 
ter Art. In Folge des vorſtehenden Artikels werden auch folche inlaͤndi⸗ 
sche Erzeugniſſe, welche in dem Koͤniglich⸗Preußiſchen und in dem Herzoglichen 

Gebiete innerhalb der Preußiſchen Zolllinie mit beſonderen Verbrauchſteuern zur 
Zeit belegt find, oder fünftig belegt werden möchten, in ſofern in völlig freiem 
Umlaufe ſeyn, als in beiden Laͤndern dem Landesherrn gleiche Abgaben davon ent⸗ 
richtet werden. Wo aber eine ſolche Gleichheit nicht ſtatt findet, kann in dem 
Gebiete, welches den hoͤhern Steuerſatz hat, das Fehlende nacherhoben werden. 

f Wiewohl hiernach (außer dem Salze und den Spielkarten, wovon der fol⸗ 
gende Artikel beſonders handelt) nur bei Branntwein, Bier und Taback, ſofern 
die Umſtaͤnde es erfordern ſollten, beide letztere Gegenſtaͤnde zu beachten, der freie 
Uebergang in den Preußiſchen Staat Hiuderniſſe ander, fo bleibt es doch für den ' 
wechſelſeitigen Verkehr der Unterthanen mit ihren Erzeugniſſen wuͤnſchenswerth, 
ſolche immer mehr zu beſeitigen, daher Seine Herzogliche Durchlaucht zu Anhalt⸗ 
Bernburg den Zins der Branntweinbrenner, oder die Auflage auf den Branntwein, 
welcher im Amte Muͤhlingen erzeugt wird, alsbald dergeſtalt erhoͤhen wollen, daß 
ſolche der Preußiſchen Abgabe vom inlaͤndiſchen Branntwein völlig gleichkommt. 
Ster Art. Da das Salz und die Spielkarten, welche in dem Preußiſchen 
Staate von den eigenen Unterthanen deſſelben bereitet und verfertigt werden, im 
Preußiſchen Gebiete nicht freien Umlauf haben, ſondern nur von den dazu be⸗ 
ſtimmten Anſtalten verkauft werden duͤrfen, ſo werden in Folge dieſer Beſtimmung 
auch Salz und Spielkarten, wenn dieſe in dem Amte Muͤhlingen bereitet und ver⸗ 
fertigt ſehn möchten, in den Koͤniglichen Landen nicht freien Umlauf haben Fön: 
nen, ſondern daſelbſt den gleichen Beſchraͤnkungen, vorbehaltlich der freien Durch⸗ 
fuhr der Spielkarten, unterworfen ſeyn. d 8 
In Ruͤckſicht des Salzes finden uͤberdies die beſondern Beſtimmungen der 
zu Halle und Bernburg am ten und Ofen April 1821. abgeſchloſſenen Ueberein⸗ 
kunft Anwendung, jedoch iſt dabei ausdrücklich feftgefegt, daß dieſelbe ihren Grund⸗ 
zuͤgen nach fo lange beſtehen ſoll, als die Vereinigung wegen der Steuern dauert. 

N 6ter Art. Beide Landesherren werden in den Zur Sicherung Ihrer landes⸗ 
herrlichen Gefälle und Aufrechthaltung der Gewerbe Ihrer Unterthanen nothwen⸗ 
digen Maaßregeln einander gegenfeitig freundſchaftlich unterſtuͤtzen. = 
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Se. Durchl. der Herzog zu Anhalt⸗Bernburg wollen namentlich geftatten, daß 
die Koͤnigl. Zollbeamten die Spuren begangener Unterſchleife auch in Ihr Gebiet 
verfolgen und mit Zuziehung der Ortsobrigkeiten ſich des Thatbeſtandes verſichern. 

Wenn auch zu deſſen Feſtſtellung, oder Sicherung der Gefaͤlle und Stra⸗ 
fen, Viſitationen, Beſchlagnahme und Vorkehrungen von den Königlichen Zoll 
bedienten bei den Herzoglichen Amts = oder Ortsbehörden in Antrag gebracht wer⸗ 
den, ſollen dieſe, nachdem ſie ſich von der Zuverlaͤſſigkeit den Umſtaͤnden nach, 
uͤberzeugt haben, ſolche alsbald willig und zweckmaͤßig veranſtalten. 

Seine Herzogliche Durchlaucht wollen ferner in dem Amte Muͤhlingen ver⸗ 
ordnen und darauf halten laſſen: f s 
daß alle Herzoglichen Unterthanen und Andere, die ſich in dem gedachten 
Amte aufhalten, welche Waaren, ohne die an den Preußiſchen Zollſtellen zu 
erhebenden Gefaͤlle — wovon Seine Herzogliche Durchlaucht fuͤr den im 
Preußiſchen Staate eingeſchloſſenen Theil Ihrer Beſitzungen Selbſt Antheil 
haben — unterſchleiflich über die aͤußere Preußiſche Grenze eingeführt haben, 
oder welche ſonſt Handlungen begehen, welche gegen das Preußiſche Steuer⸗ 
geſetz und Ordnung vom 26ften Mai 1818. laufen, nach der Strenge dieſer 
Geſetze, deren Kenntniß bei ihnen vorausgeſetzt wird, auch von den Anhalt⸗ 
Bernburgſchen Gerichtsbehoͤrden, wenn von dieſen die Unterſuchung und 
Ueberfuͤhrung erfolgt, beſtraft werden ſollen. 5 
Die Geldſtrafen und Konfiskationen, worauf die Herzoglichen Gerichte in ſolchen 
Faͤllen erkennen moͤchten, fallen dem Herzoglichen Fiskus, nach Abzug des Denun 
zianten⸗Antheils, lediglich anheim. 5 f f 8 a 
ter Art. Die Dauer dieſes Vertrages iſt bis zum Schluſſe des Jahres 
1830. feſtgeſetzt worden. Erfolgt ein Jahr vor dem Ablaufe dieſes Vertrages keine 
ale von der einen oder der andern Seite, ſo iſt derſelbe ſtillſchweigend 
als bis zum Ende des Jahres 1839. verlängert anzuſehen. N 
ster Art. Gegenwaͤrtiger Vertrag ſoll unverzüglich zur landesherrlichen 
Ratifikation vorgelegt, und nach Auswechſelung der Ratifikationsurkunden ſofort 
zur Vollziehung gebracht werden. i a 

Zu Urkund deſſen iſt derſelbe von den beiderſeitigen Bevollmaͤchtigten unter 

Beidruͤckung ihres Siegels unterzeichnet worden. Berlin, den Toten Oktober 1823. 


(J. S.) Heinrich Ulrich Wilhelm (I. S) Johann Volrath Ludwig 
RR von Buͤlow. Freiherr von Salmuth. 


f Dieſer Vertrag it am 2ten November 1823. von Seiner Majeſtaͤt dem 
Könige ratifizirt und die Ratifikations⸗Urkundeu find demnaͤchſt am 27ſten gleichen 
Monates zu Berlin ausgewechſelt worden. Berlin, den loten Dezember 1823. 
Koͤniglich⸗Preußiſches Miniſterium der auswaͤrtigen Angelegenheiten. 

35 \ von Bernstorff. 


(No. 885.) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom 6tem Dezember 4 823., wegen eines Praͤkluſions⸗ 
Termins in Betreff der Anmeldung derjenigen Entſchaͤdigungsanſpruͤche, welche inlaͤndiſche 
Gläubiger der ſogenannten Bayonner Kapitalien aus erlittenen Abzuͤgen zu machen haben. 


Auf den Bericht der Immediat⸗Kommiſſion für die ahgeſonderte Reftverwaltung 
vom 255ften v. M., will Ich dieſelbe nach ihrem Antrage hierdurch ermaͤchtigen, 
: daß 


& en EEE 8 
daß fie die inlaͤndiſchen Gläubiger der ſogenannten Bayonner Kapitalien öffentlich 
auffordern, bei der in Bromberg fuͤr die Anforderungen an das ehemalige Herzog⸗ 


Ki 


thum Warſchau angeordneten Liquidations⸗Kommiſſion diejenigen Entſchaͤdigungs⸗ 


Anſpruͤche anzumelden, welche dadurch fuͤr ſie entſtanden ſind „daß ſie ſich nach 
dem Inhalt der oͤffentlichen Bekanntmachung vom 17ten April 1815. Art. 4. (Ge⸗ 
ſetzſammlung S. 37.) von ihren Schuldnern im ue Herzogthum Warſchau 
auf Kapital oder Zinſen die Summen in Abrechnung bringen laſſen muͤſſen, die 


von demſelben bis zum lſten Januar 1815. theils baar, theils durch Magazinlie⸗ 


ferungen an den Kronſchatz des ehemaligen Her ogthums Warſchau abgeführt, den 
Glaͤubigern alſo entzogen worden ſind. Der Termin ſoll auf vier Monate, von 
der erſten öffentlichen Bekanntmachung an gerechnet, beſtimmt und allgemein auch 
fuͤr diejenigen, welche ſich etwa fruͤher ſchon bei einer andern Behoͤrde gemeldet 
haben, mit der Verwarnung bekannt gemacht werden, daß diejenigen Forderungen, 
welche bis zu dem feſtgeſetzten Termin bei der vorgedachten Kommiſſion nicht an⸗ 
gemeldet werden, ohne weiteres ſpezielles Verfahren als erloſchen betrachtet und 
deshalb weitere Anſpruͤche nicht geſtattet werden ſollen. Ich uͤberlaſſe der Imme⸗ 
diat⸗Kommiſſion hiernach das Erforderliche zu veranlaſſen. 
Berlin, den 6fen Dezember 1823. 


Friedrich Wilhelm. 


An die Immediat⸗Kommiſſion für die abgeſonderte Reſtverwaltung. 


(No. 836.) Allerhoͤchſte Kabinetsorder vom öten Dezember 1823., wegen eines Praͤkluſions⸗ 


Termins, hinſichtlich der Umtauſchung und reſp. Verifizirung der Kur⸗ 
> und Neumaͤrkſchen Snterims = Scheine und Kurmaͤrkſchen Obligationen. 
Och erſehe aus dem Mir vorgelegten Berichte der Hauptverwaltung der Staats⸗ 
Schulden, daß im Publikum noch N i 

Kurmaͤrkſche Interims⸗Scheine, 


welche verfaſſungsmaͤßig gegen Kurmaͤrkſche Obligationen umzutauſchen ſind; des⸗ 


gleichen 
Neumaͤrkſche Interims⸗Scheine 

und 5 8 
Kurmaͤrkſche Obligationen | 
zirkuliren, welche nach Meinen Orders vom 17ten Dezember 1821. und ISten Sep⸗ 
tember 1822. veriftzirt werden muͤſſen. 5 

Da die Aufforderungen der Schulden⸗Verwaltungsbehoͤrde nicht zum Zwecke 
fuͤhren: ſo ermaͤchtige Ich dieſelbe, um einen Abſchluß des Kriegs⸗Schuldenweſens 
der Provinzen Kur- und Neumark zu erhalten, einen Praͤkluſiv⸗Termin zur end⸗ 
lichen Regulirung dieſer Angelegenheit, jedoch mindeſtens auf drei Monate hinaus 
anzuſetzen, und ſollen die Inhaber der erwaͤhnten Papiere, wenn ſie letztere auch 
bis dahin der Hauptverwaltung der Staats⸗Schulden zu dem bezeichneten Zwecke 


weder einreichen noch ſchriftlich anmelden, aller Rechte aus dieſen Verſchreibungen 


verluſtig, die letzteren ſelbſt aber alsdann durchaus werthlos ſeyn. 
Berlin, den 6ten Dezember 1823. 


Friedrich Wilhelm. 


An die Hauptverwaltung der Staats-Schulden. 


* 


